I.
Wirtschaftspolitische Themen
und Analysen



Auf einen Blick

MONATSBERICHT 01-2019

Next Economy Award - die Auszeichnung fiir nachhaltige Start-ups

Bundesministerium
A fir Wirtschaft
und Energie

#DNP11

Stefan Schulze-Hausmann, Vorsitzender der Stiftung Deutscher Nachhaltigkeitspreis e.V., Staatssekretdrin Claudia Dorr-Vof3

Staatssekretirin Claudia Dorr-Vofd hat am 7. Dezember in
Diisseldorf den Next Economy Award in der Kategorie
~Resources” tiberreicht. Mit dem mittlerweile vierten Next
Economy Award, ausgerichtet von der Stiftung Deutscher
Nachhaltigkeitspreis e. V. und unterstiitzt vom Bundesmi-
nisterium fiir Wirtschaft und Energie, werden Start-ups
ausgezeichnet, die auf soziale und 6kologische Nachhaltig-
keit setzen.

In der Kategorie ,,Resources” ging der Preis an das Start-up
SIRPLUS UG, das iiberschiissige, aber noch sehr gut genief3-
bare Lebensmittel in eigenen Markten verkauft, um Lebens-
mittelabfille und damit die Verschwendung wertvoller
Ressourcen zu vermeiden. Weitere Preise gingen in der
Kategorie ,,People” an das Sozialunternehmen Social-Bee,
das mit seinem Geschiftsmodell Gefliichtete in den deut-
schen Arbeitsmarkt integriert, sowie in der Kategorie
»Change“ an NUMAFERM, ein junges Unternehmen, das
ein 6kologisch nachhaltiges und kosteneffizientes Verfah-

ren zur Herstellung von Peptiden (einem Wirkstoff in
pharmazeutischen Produkten) entwickelt hat.

Insgesamt hatte es mit 178 Bewerbungen einen neuen
Rekord gegeben. Nominiert wurden neun Start-ups. Aus
diesen wurden die Sieger durch eine Expertenjury und ein
Publikumsvotum ausgewahlt. Die Preistibergabe erfolgte
vor 1.200 Géasten aus Wirtschaft, Forschung, Zivilgesell-
schaft und Politik im Rahmen der Gala des Deutschen
Nachhaltigkeitspreises.

Vor der Preisiibergabe betonte Staatssekretirin Dorr-Vof3
im Gesprach mit Stefan Schulze-Hausmann, dem Vorsit-
zenden der Stiftung Deutscher Nachhaltigkeitspreis e.V., in
Deutschland gebe es sehr viele Menschen mit grofRartigen
Ideen und Visionen. Dies zeige auch der Next Economy
Award eindrucksvoll. Das Wirtschaftsministerium wolle
mehr Menschen motivieren, ihre Ideen umzusetzen und
den Schritt in die Selbstindigkeit zu wagen, und habe des-
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halb gemeinsam mit der Wirtschaft eine Grindungsoffen-
sive gestartet (siehe Schlaglichter der Wirtschaftspolitik,
Ausgabe 12/2018).

Nachhaltigkeitspolitik ist Modernisierungs-
politik

Der Next Economy Award illustriert sehr anschaulich die
Bedeutung von Innovationen fiir eine nachhaltige Ent-
wicklung. Denn ohne neuartige Prozesse, Technologien
und Geschiftsmodelle lassen sich die Nachhaltigkeitsziele
der Agenda 2030 und damit auch der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie nicht erreichen. So verstanden ist Nachhal-
tigkeitspolitik in erster Linie Modernisierungspolitik. Das
BMWi leistet dazu auf vielen Politikfeldern einen wesentli-
chen Beitrag: Unter dem Titel ,Nachhaltigkeitspolitik ist
Modernisierungspolitik“ wurde kirzlich ein Ressortbericht
verOffentlicht, der die unterschiedlichen Mafnahmen des
BMWi zur Umsetzung der Deutschen Nachhaltigkeitsstra-
tegie darstellt. Der Bericht ist im Internet abrufbar unter

https://bitly/2C]DgGB

Kontakt: Stefan Liebenberg
Geschiftsstelle Ressortkoordination Nachhaltigkeit


https://bit.ly/2CJDqGB
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Wirtschaftspolitische Termine des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie

Januar 2019

07.01. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (November)
08.01. Produktion im Produzierenden Gewerbe (November)

14.01. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage
21./22.01. Eurogruppe/ECOFIN

Ende Januar 2019 Schlaglichter (Newsletter und Veréffentlichung auf Website)
Februar 2019

06.02. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (Dezember)
07.02. Produktion im Produzierenden Gewerbe (Dezember)
11./12.02. Eurogruppe ECOFIN

13.02. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

18.02. WBF-Rat

21./22.02. Informeller Handelsministerrat

Ende Februar 2019 Schlaglichter (Newsletter und Veréffentlichung auf Website)
Marz 2019

04.03. Energieministerrat

08.03. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (Januar)

11.03. Produktion im Produzierenden Gewerbe (Januar)

11./12.03. Eurogruppe/ECOFIN

14.03. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

Ende Marz 2019

Schlaglichter (Newsletter und Veréffentlichung auf Website)

In eigener Sache: Die ,,Schlaglichter” als E-Mail-Abonnement

Der Monatsbericht des Bundesministeriums ftr
Wirtschaft und Energie ist nicht nur als Druck-
exemplar, sondern auch im Online-Abo als elektro-
nischer Newsletter verfiigbar. Sie konnen ihn
unter der nachstehenden Internet-

Adresse bestellen:
www.bmwi.de/abo-service

Dariiber hinaus konnen auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie
auch einzelne Ausgaben des Monatsberichts sowie
Beitrage aus dlteren Ausgaben online gelesen
werden:
www.bmwi.de/schlaglichter



http://www.bmwi.de/abo-service
http://www.bmwi.de/schlaglichter
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Grafik des Monats
Das Weihnachtsgeschift ...

. ist fur den Einzelhandel besonders wichtig, knapp 20 Prozent des gesamten Jahresumsatzes werden in den Monaten
November und Dezember generiert. Mit Ausnahme des Krisenjahres 2009 ist der Umsatz im Einzelhandel in der letzten
Dekade kontinuierlich gestiegen, besonders starke Zuwachse sind seit 2014 zu verzeichnen. Der Strukturwandel hin zum
Online-Geschaft macht dabei auch vor dem Weihnachtsgeschéft nicht halt. Zwar kaufen immer noch die Mehrzahl der
Menschen ihre Geschenke in Geschéften, aber der Anteil des Online-Handels am Gesamtumsatz hat sich binnen elf Jahren
auf 13,4 Prozent mehr als verfiinffacht.

Einzelhandelsumsatz im Weihnachtsgeschift in den Jahren 2008 bis 2018* (in Milliarden Euro)

2008 2010

M Einzelhandel [0 davon Online-Handel

*Werte fir 2018 prognostiziert.
Quelle: HDE.
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Uberblick iiber die wirtschaftliche Lage

P Die deutsche Wirtschaft bewegt sich weiter auf
einem Wachstumspfad. Die Konjunktur wird aller-
dings durch ein schwieriges aufSenwirtschaftliches
Umfeld und zusatzlich durch temporire Sonder-
effekte in der Automobilindustrie gedampft.

P Die Sondereffekte laufen aber allméhlich aus. Ab
dem Jahreswechsel ist mit zusatzlichen Impulsen
durch die Umsetzung der Koalitionsvereinbarun-
gen zu rechnen.

P Die Erzeugung des Produzierenden Gewerbes war
im Oktober nach einem leichten Plus in den beiden
Vormonaten wieder schwécher. Die Auftragsein-
ginge im Verarbeitenden Gewerbe stiegen jedoch
an. Der Auftragsbestand ist weiterhin sehr hoch. Das
Baugewerbe befindet sich in der Hochkonjunktur.

» Die Einkommen steigen weiter, wihrend sich die
Konsumnachfrage der privaten Haushalte leicht
abschwicht. Die Stimmung im Handel ist gemischt.

» Der Arbeitsmarkt ist weiter robust. Die Erwerbs-
tatigkeit erreicht einen neuen Hochststand und die
Arbeitslosigkeit sinkt unter 2,2 Mio. Personen.
Strukturelle Herausforderungen am Arbeitsmarkt
bestehen dennoch fort.

Die deutsche Wirtschaft fasst langsam wieder Tritt. Der
leichte Riickgang der Wirtschaftsleistung im dritten Quar-
tal 2018 um 0,2 % war wesentlich auf den Sondereffekt der
WLTP-Problematik in der Kfz-Industrie zurtickzufiihren.!
Dieser temporare Sondereffekt wichst sich allmahlich aus,
ist zu Beginn des vierten Quartals in den Produktionsdaten
aber noch deutlich spiirbar. Unabhingig davon hat der
Gegenwind aus dem aufienwirtschaftlichen Umfeld im Ver-
lauf des Jahres 2018 merklich zugenommen. Die Handels-
konflikte, Wahrungsturbulenzen von Schwellenldndern
sowie geopolitische Konflikte belasten die Weltwirtschaft
und haben die allgemeine Unsicherheit tiber die wirtschaft-
liche Entwicklung erhoht. Durch die Verschiebung der
Abstimmung des britischen Parlaments zum Brexit-Ab-
kommen ist das Risiko eines ungeordneten Austritts des
Vereinigten Konigreichs aus der Européischen Union bis
auf Weiteres nicht abgewendet. Andererseits wirken ab

dem Jahreswechsel zusitzliche konjunkturelle Impulse durch
die Umsetzung der Koalitionsvereinbarungen, wie etwa die
steuerlichen Entlastungen durch die Erhéhung des Grund-
freibetrages und den Ausgleich der kalten Progression, die
Erhohung des Kindergelds oder das ,Starke-Familien-Gesetz“
Alles in allem diirfte sich die deutsche Wirtschaft in diesem
schwierigeren Umfeld insgesamt gut behaupten. Thre kon-
junkturelle Grunddynamik bleibt aufwirtsgerichtet, wenn-
gleich abgeschwicht.

Vom weltwirtschaftlichen Umfeld gehen gedampfte Impulse
aus. Sowohl die industrielle Erzeugung als auch der Welt-
handel schlossen das dritte Quartal 2018 schwach ab. Der
[HS Markit PMI fiir die globale Industrie lag im November
2018 auf dem niedrigsten Stand seit zwei Jahren. Auch der
ifo Index zum Weltwirtschaftsklima gibt fiir das vierte
Quartal 2018 eine verhaltene Stimmung wieder. Aus den Ver-
einigten Staaten kommen ebenfalls Signale fiir einen weni-
ger dynamischen Verlauf. Die derzeitige Ballung globaler
Risiken belastet in der Summe anscheinend die Wirtschafts-
entwicklung. Die internationalen Organisationen gehen in
ihren Herbstprognosen von einer gegeniiber fritheren Ein-
schiatzungen abgeschwichten, aber weiterhin merklich auf-
wartsgerichteten Entwicklung der Weltwirtschaft aus.

Die gegenwirtig eher gedampften Signale der Weltwirtschaft
spiegeln sich auch in den Zahlen zu den deutschen Ausfuhren
von Waren und Dienstleistungen wider. Im Oktober nahmen
die Exporte saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen leicht
um 1,1% zu. Im Dreimonatsvergleich sind die Ausfuhren
nominal unveridndert geblieben. Preisbereinigt kdnnte es zu
einem Riickgang gekommen sein. Die ifo Exporterwartun-
gen haben sich im November zwar leicht verbessert, deuten
mit ihrem unterdurchschnittlichen Niveau jedoch nicht auf
eine deutliche Belebung der Ausfuhren hin. Die nominalen
Importe von Waren und Dienstleistungen erhdhten sich im
Oktober saisonbereinigt um 1,9 %. Im Dreimonatsvergleich
ergab sich ein Plus von 1,6 %. Auch preisbereinigt dirften sie
sich trotz steigender Importpreise noch positiv entwickelt
haben. Insgesamt deuten die Indikatoren auf eine verhalten
positive Entwicklung der Ausfuhren in den kommenden
Monaten hin.

Im Produzierenden Gewerbe ist die Produktion im Oktober
nach leichten Anstiegen in den beiden Vormonaten wieder
etwas zuriickgegangen. Die Erzeugung in der Industrie nahm
im Oktober um 0,4 % ab, im Zweimonatsvergleich Septem-
ber/Oktober gegentiber Juli/August stagnierte der Produk-

1 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 14. Dezember 2018 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veranderungsraten gegeniiber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten.
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tionsausstof. Auch die Produktion im Baugewerbe wurde
im Oktober eingeschriankt (-0,3 %), im aussagekraftigeren
Zweimonatsvergleich betrug der Zuwachs 2,2 %. Die Auf-
tragseinginge im Verarbeitenden Gewerbe nahmen im
Oktober um 0,3 % zu, im Zweimonatsvergleich ergab sich
ein kraftigeres Plus von 1,4 %. Die in der Tendenz seitwirts-
gerichtete Industrieproduktion deutet darauf hin, dass sich
die Probleme in der Kfz-Branche bei der Umstellung auf
den neuen Testzyklus (WLTP) erst allmihlich auflésen.
Positive Auftragseinginge, vor allem in der Automobil-
industrie, und die wachsende Zahl der nach der neuen Norm
zugelassenen Pkw-Typen signalisieren allerdings, dass das
Expansionstempo der deutschen Industrie wieder Fahrt
aufnehmen wird. Das sehr gute Auftragspolster im Verar-
beitenden Gewerbe mit einer Reichweite von 5,6 Monaten
gibt Sicherheit. Das Baugewerbe arbeitet nahe seiner Kapa-
zitatsgrenzen, sein Boom diirfte anhalten.

Die gute Entwicklung des Arbeitsmarkts und kréftige Lohn-
zuwichse sorgen fiir glinstige Rahmenbedingungen fiir
den privaten Konsum. Allerdings ist nach den Ergebnissen
des Statistischen Bundesamtes die Sparquote der privaten
Haushalte in den ersten drei Quartalen 2018 um 0,5 Pro-
zentpunkte gegentiber dem Vorjahr angestiegen, was im
Gegenzug die Konsumausgaben vor allem im dritten Quar-
tal dimpfte. Auch der Start ins vierte Quartal verlief schlep-
pend. Die Umsitze im Einzelhandel (ohne Kfz) blieben von
September auf Oktober nahezu unverdndert. Vor dem Hin-

Konjunktur auf einen Blick*

tergrund der WLTP-Problematik waren die Neuzulassun-
gen von Pkw bei privaten Haltergruppen im zweiten und
dritten Quartal deutlich niedriger als in den entsprechen-
den Vorquartalen. Hier ist aber eine Trendwende eingetre-
ten. Im November nahmen die Neuzulassungen privater
Kfz nach dem deutlichen Zuwachs im Oktober (+20,4 %)
um weitere 7,0 % im Vergleich zum Vormonat zu. Fiir eine
positive Entwicklung des privaten Konsums in den kom-
menden Monaten spricht auflerdem der Anstieg der Ein-
kommen. Auch die Stimmungsindikatoren zeichnen ein
verhalten positives Bild.

Der Arbeitsmarkt entwickelt sich weiterhin positiv. Die Er-
werbstitigkeit Giberschritt im Oktober den Hochstwert von
45,2 Mio. Personen. Saisonbereinigt lag der Zuwachs zum
Vormonat mit 37.000 Personen in der Gréfienordnung der
letzten Monate. Die sozialversicherungspflichtige Beschaf-
tigung nahm jedoch, anders als in den drei Vormonaten,
nur schwach zu. Die Nachfrage der Unternehmen nach
Arbeitskréften bleibt in vielen Sektoren sehr hoch, es gibt
aber Anzeichen fiir eine etwas ruhigere Gangart. Die Zahl
der Arbeitslosen nahm im November saisonbereinigt um
16.000 Personen ab; in Ursprungszahlen unterschritt sie die
Marke von 2,2 Mio. Personen. Damit verringerte sich die
Arbeitslosenquote auf 4,8 %. Die Langzeitarbeitslosigkeit
geht kontinuierlich zuriick, der Vorjahresstand wurde um
11 % unterschritten. Die Stirkung der Wirtschaftskraft
strukturschwacher Regionen bleibt eine Herausforderung.

Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt, Produktion und Auftragseingang in der Industrie sowie ifo Geschaftserwartungen
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Reallabore: Innovationen ermoglichen - Regulierung

weiterentwickeln

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie stellt seine Strategie fir
Reallabore als Testrdume fiir Innovation und Regulierung vor

Die Digitalisierung mit immer kiirzeren Innovationszyklen stellt auch fiir die Regulierung eine groRe Herausforderung dar.
Wie kénnen wir rechtliche Rahmenbedingungen so gestalten, dass sie offen sind fiir neue Technologien und Geschifts-
modelle, ohne notwendige Schutzstandards aufzugeben? Reallabore als zeitlich und raumlich begrenzte Testraume kdn-
nen durch die verstirkte und gezielte Nutzung rechtlicher Gestaltungsspielriume wie z. B. Experimentierklauseln dazu
beitragen, die Umsetzung von Innovationen zu erleichtern und Regulierung zukunftsorientiert weiterzuentwickeln.

Im Spannungsfeld von Innovation und
Regulierung

Im Jahr 1865 wurde im Vereinigten Kénigreich als Reaktion
auf die immer stirkere Verbreitung von Dampfwagen ein
Gesetz verabschiedet, um die Bevolkerung vor moglichen
Gefahren dieser neuen Technologie zu schiitzen. Der Gesetz-
geber verlangte unter anderem, dass Dampfwagen von min-
destens zwei Personen gesteuert werden und diese inner-
halb geschlossener Ortschaften eine Hochstgeschwindigkeit
von zwei Meilen pro Stunde (also etwa 3 km/h) nicht tiber-
schreiten. Auf Landstraflen war immerhin eine Geschwin-
digkeit von bis zu vier Meilen pro Stunde erlaubt. Zusitz-
lich musste jedem Dampfwagen ein FuRginger vorangehen,
der die anderen Verkehrsteilnehmer mit einer roten Flagge
vor dem Fahrzeug warnte, was dem Gesetz auch die

Bezeichnung ,Red Flag Act” eingebracht hat (Abbildung 1).
Erst nach tiber 30 Jahren wurden die strengen Anforderun-
gen gegen den Widerstand der Eisenbahngesellschaften und
Pferdebesitzer gelockert. Der ,,Red Flag Act” gilt heute als
Paradebeispiel fiir einen besonders vorsichtigen und defen-
siven Umgang mit neuen Technologien.

Damals wie heute fordern neue Technologien und Geschafts-
modelle den Staat heraus, geeignete regulatorische Antwor-
ten zu finden. Welche Regeln brauchen Blockchain, Kiinstli-
che Intelligenz und die Sharing Economy? Wie gehen wir
mit autonomen Drohnen, Lieferrobotern oder Fortschritten
in der Telemedizin um? Im Idealfall werden Lésungen ent-
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Abbildung 1: Red Flag Act

© National Motor Museum/Alamy

wickelt, die einerseits Innovationen zum Wohle der Men-
schen ermoglichen, aber gleichzeitig potenzielle Risiken fiir
Verbraucher und Umwelt in angemessener Weise beriick-
sichtigen. Doch die Festlegung eines Ordnungsrahmens, der
all diese Aspekte adressiert, ist alles andere als trivial. Gerade
im Zeitalter der Digitalisierung mit ihren immer kirzeren
Innovationszyklen und neuen, innovativen Technologien
und Geschaftsmodellen steigen die Anforderungen an den
Regulierer. Dies gilt sowohl mit Blick auf die Reaktionsge-
schwindigkeit als auch hinsichtlich der zunehmenden Kom-
plexitdt mancher Innovationen, wenn man beispielsweise
an die Blockchain-Technologie oder Kiinstliche Intelligenz
auf Basis von Algorithmen denkt. In einigen Bereichen, wie
in der Medizin oder beim autonomen Fahren, kommen
ethische Fragen hinzu. Die Unsicherheit {iber das richtige
Maf an Regulierung ist oft hoch.

Doch diese Unsicherheit darf uns nicht lahmen. Der techni-
sche Fortschritt ist die Grundlage fiir Wachstum und Wohl-
stand und gerade die Digitalisierung bietet grofle Moglich-

keiten fiir Unternehmen und Verbraucher. Wir miissen diese

Entwicklung als Chance fiir unsere Biirgerinnen und Biirger
begreifen. Dafiir braucht es aber einen zukunftsgerichteten,
flexiblen Rechtsrahmen, der innovativen Ideen ,Luft zum
Atmen*“ verschafft und flexible Antworten auf neue Tech-
nologien und Geschéiftsmodelle erlaubt. Wenn Deutschland
im internationalen Wettbewerb mithalten will, miissen
heute die Weichen fiir die Zukunft gestellt werden - auch
regulatorisch.

Was sind Reallabore?

Wenn die Unsicherheit iber eine zukiinftige Regulierung
hoch ist, konnen Reallabore einen geeigneten Ansatz fiir
ein empirisch basiertes Vorgehen darstellen. Als Testraume
fir Innovation und Regulierung bieten sie die Moglichkeit
unter realen Bedingungen Erfahrungen im Zusammenspiel
von Innovation und Regulierung zu sammeln.

Was ist unter Reallaboren zu verstehen?! Zunichst: Es gibt
bisher keine allgemein akzeptierte Definition des Begriffs

1 Neben der hier vorgestellten thementibergreifenden Reallabore-Strategie wurde im 7. Energieforschungsprogramm der Bundesregierung eine
neue Forderséule fiir ,Reallabore der Energiewende” eingefiihrt, tiber die wir in der Oktober-Ausgabe der Schlaglichter der Wirtschaftspolitik
berichtet haben. Hierbei geht es darum, den Technologie- und Innovationstransfer von Forschungsergebnissen in den Markt durch grof
angelegte und systemdienliche Demonstrationsvorhaben in Kombination mit zukunftsfihigen Geschiftsmodellen zu beschleunigen und auf
diesem Gebiet Wege fiir neue regulatorische Ansétze im Energiebereich zu er6ffnen.



»Reallabore“ und die wissenschaftliche Debatte tiber dieses
Thema hilt an. Daneben existieren artverwandte Konzepte
wie Experimentierrdume, ,Living Labs®, Innovationsraume
oder ,,sandboxes“. Nach unserer Definition ist ein idealtypi-
sches Reallabor durch drei zentrale Elemente charakteri-
siert (Abbildung 2):

1. Zunichst geht es in Reallaboren darum, neue - vorwie-
gend digitale - Technologien und Geschiftsmodelle in
zeitlich und raumlich begrenzten Modellprojekten unter
realen Bedingungen zu erproben. Eine solche Erprobung
erfordert nicht notwendigerweise eine aktive Rolle des
Staates, zum Beispiel wenn es darum geht, testweise mit
einem neuen Rasenméiherroboter oder einem Bringdienst
fiir regionale Produkte an den Markt zu gehen. Hiufig
kommt es jedoch vor, dass neue, digitale Produkte oder
Geschiftsmodelle erprobt werden sollen, die nur bedingt
mit dem bestehenden Rechts- und Regulierungsrahmen
vereinbar sind, weil der Gesetzgeber solche Innovationen
bei der Einfiihrung der entsprechenden Gesetze schlicht-
weg noch nicht absehen konnte.

2. Reallabore zeichnen sich daher zusitzlich dadurch aus,
dass sie eine Erprobung von neuen Technologien und
Geschiftsmodellen auf der Grundlage von Experimen-
tierklauseln oder anderen rechtlichen Flexibilisierungs-
instrumenten erméglichen. Damit werden die notwen-
digen Freirdiume geschaffen, ohne dass der bestehende

Abbildung 2: Drei-Stufen-Modell Reallabore
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Rechtsrahmen in Frage gestellt wird. Eine klassische
Experimentierklausel findet sich beispielsweise im Per-
sonenbeférderungsgesetz, wo es unter §7 Absatz 2 heifdt:
LZur praktischen Erprobung neuer Verkehrsarten oder
Verkehrsmittel kann die Genehmigungsbehorde [...] Ab-
weichungen von Vorschriften dieses Gesetzes [..] fiir die
Dauer von hochstens vier Jahren genehmigen, soweit
offentliche Verkehrsinteressen nicht entgegenstehen.”
Durch die Schaffung und Anwendung von Experimen-
tierklauseln kann der Staat Innovation moglich machen.

. Schlieflich liegen insbesondere dann Reallabore im

Sinne von Testrdumen fiir Innovation und Regulierung
vor, wenn mit diesen aus staatlicher Sicht ein klares
regulatorisches Erkenntnisinteresse verbunden ist. Bei
Reallaboren stehen also nicht nur die Innovationen im
Fokus, sondern auch und ganz besonders die Frage, wel-
che Schltsse fur die zukiinftige Regulierung bestimmter
Wirtschaftsbereiche oder Anwendungsfelder gezogen
werden sollen. Dieser Aspekt muss bei der Gestaltung
von Reallaboren von Anfang an mitbedacht werden, zum
Beispiel durch eine entsprechende Erhebung von Daten
und eine umfassende Begleitforschung. Erst wenn mit
Reallaboren ein regulatorischer Lernprozess verkniipft
ist, konnen diese dazu beitragen, einen innovationsoffe-
nen und zukunftsorientierten Rechtsrahmen zu entwi-
ckeln.

Stufe3 > mit klarem regulatorischen

Erkenntnisinteresse (z.B. Erprobung
verschiedener Regulierungsansatze).

Reallabore als
Testraume fiir
Innovation und
Regulierung

Stufe2 > unter Ausnutzung rechtlicher

Gestaltungsspielraume

(z.B. Experimentierklauseln) ...

Stufel > Die zeitlich und raumlich
begrenzte Erprobung von
digitalen Innovationen ...

Quelle: Darstellung des BMWi.
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Die drei Saulen der Reallabore-Strategie des
BMWi

Im Koalitionsvertrag ist das Ziel festgehalten, Reallabore
und Experimentierraume in ganz unterschiedlichen The-
menbereichen voranzutreiben. Vor diesem Hintergrund
beabsichtigt das Bundesministerium far Wirtschaft und
Energie, Reallabore als innovationspolitisches Querschnitt-
instrument zu starken. Im Dezember 2018 wurde dafiir
eine umfassende Reallabore-Strategie vorgestellt, die auf
drei Saulen fuft:

Sdule 1 - Innovationsoffene Regulierung fordern: Realla-
bore setzen regulatorische Spielriume voraus. Wenn wir
dem Fortschritt nicht ,regulatorisch hinterherlaufen“ wol-
len, brauchen wir in Zukunft mehr Flexibilitit im Umgang
mit neuen Ideen. Vor diesem Hintergrund stellen Experi-
mentierklauseln und Ausnahmeregelungen zentrale Bau-
steine dar, um den Rechtsrahmen innovationsoffen und
zukunftsorientiert zu gestalten. Diese Instrumente miissen
gestdrkt werden. Ein elementarer Teil der Reallabore-Stra-
tegie zielt deshalb darauf ab, neuen Gesetzen und Verord-
nungen durch Verankerung von Experimentierklauseln
mehr Flexibilitit zu verleihen. Wie miissen sie ausgestaltet
werden, um grofitmogliche Flexibilitat und gleichzeitig
eine rechtssichere Umsetzung von Reallaboren zu ermdgli-
chen? Auf welcher rechtlichen Ebene miissen oder kénnen
sie verankert werden, und gibt es die Moglichkeit einer
~Generalklausel®, die standardmaiflig in Gesetzgebungsver-
fahren mit Bezug zu technologischen Innovationen veran-
kert werden konnte? Rechtsgutachten und der enge Aus-

Abbildung 3: Drei Sdulen Reallabore-Strategie
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tausch mit Experten sollen dabei helfen, diese Fragen zu
beantworten.

Gleichzeitig muss die Frage beantwortet werden, wie beste-
hende Klauseln in der Praxis besser genutzt werden konnen.

Sédule 2 - Vernetzung und Information: Wir miissen Unsi-
cherheiten und Informationsdefizite abbauen sowie die
Vernetzung und den Austausch zwischen Wirtschaft, Wis-
senschaft und Verwaltung verbessern. In vielen laufenden
und geplanten Projekten tauchen immer wieder dieselben
Fragen auf: Ist so etwas rechtlich moglich? An wen muss
ich mich wenden? Wo finde ich mogliche Projektpartner?
Was muss ich mit Blick auf das Beihilfe- und Wettbewerbs-
recht beachten und wie steht es um Fragen der Haftung
und Versicherung? Wer kann mich unterstiitzen? Die
Beantwortung dieser Fragen kostet Zeit und Kraft - nicht
selten ein Grund dafiir, dass innovative und erfolgverspre-
chende Ideen nicht umgesetzt werden.

Ziel der Reallabore-Strategie ist es, Informationsdefizite
abzubauen, Synergieeffekte zu nutzen und Doppelarbeit zu
vermeiden. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie entwickelt daher derzeit ein ,Handbuch Realla-
bore® das die relevanten Akteure in die Lage versetzen soll,
die richtigen und notwendigen Fragen zu stellen, und gleich-
zeitig bei der Beantwortung dieser Fragen unterstiitzen soll.
Dafiir wollen wir Informationen bereitstellen, die tiber recht-
liche Fragestellungen, aber auch gelungene Beispiele aus
der Praxis informieren. Nicht immer muss das Rad neu
erfunden werden.

Initiieren und
Begleiten

Pilotprojekte
regelmaRige Reallabore-
Wettbewerbe
bestehende Reallabore
begleiten (SINTEG*,
Energieforschung etc.)

* BMWi-Programm ,Schaufenster Intelligente Energie - digitale Agenda fiir die Energiewende*, in dem unter Nutzung einer Experimentierklausel technische, wirtschaftliche und regulatorische

Herausforderungen der Energiewende adressiert werden.

Quelle: Darstellung des BMWi.



Durch die Einrichtung eines ,Netzwerks Reallabore® soll der
Austausch und die Vernetzung zwischen den Stakeholdern
erleichtert werden und Informationen tiber rechtliche Mog-
lichkeiten, zukiinftige Reallabore-Wettbewerbe oder Praxis-
beispiele aus dem In- und Ausland verbreitet werden. Das
Netzwerk kann auch dazu dienen, Projektpartner - zum
Beispiel ein Start-up mit einer innovativen Idee und eine
experimentierfreudige Gemeinde - zusammenzufiihren.

Die konkreten Anwendungsfelder gehen teilweise weit iber
die Zustidndigkeiten des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Energie hinaus. Daher ist die enge Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Bundesministerien zentrale
Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Umsetzung unserer
Reallabore-Strategie. Um den Austausch zu erleichtern und
zu verstetigen, wurde die interministerielle Arbeitsgruppe
»Reallabore” ins Leben gerufen. Die Auftaktsitzung der
Arbeitsgruppe fand am 27. November im Bundesministe-
rium flr Wirtschaft und Energie statt. Es zeigte sich ein
breiter Konsens, dass Reallabore in Zeiten des digitalen
Wandels ein wichtiges und notwendiges Instrument dar-
stellen, um den Regulierungsrahmen weiterzuentwickeln
und Innovation in Deutschland zu ermoglichen.

Die ersten beiden Sdulen der Reallabore-Strategie zielen
zusammenfassend darauf ab, einerseits die grundsitzlichen
Voraussetzungen fiir solche Testraiume zu schaffen und
andererseits dafiir zu sorgen, dass die bestehenden Mog-
lichkeiten auch umfassend genutzt werden.

Saule 3 - Reallabore initiieren und begleiten: Wir wollen
die Erprobung von Innovation und Regulierung nicht
zuletzt durch eigene Projekte und Reallabore-Wettbewerbe
starker in der Praxis verankern, mit positiven Beispielen
vorangehen und zeigen, dass es geht! Gerade durch Realla-
bore-Wettbewerbe sollen Ideen aus der Wirtschaft aufge-
griffen und begleitend umgesetzt werden. Gemeinsam gilt
es, regulatorische Hiirden zu identifizieren und rechts-
konforme Losungen zu entwickeln, um Innovationen in
Deutschland zu erméglichen und gleichzeitig Erfahrungen
fir die zukiinftige Regulierung zu sammeln.

Eine Regulierung, die mit dem Tempo der
Digitalisierung besser Schritt halt

Eines soll deutlich klargestellt werden: Reallabore zielen
nicht auf eine Deregulierung oder den Abbau von Sicher-
heits- und Schutzstandards ab. Ganz im Gegenteil gibt es
viele Bereiche, in denen Rechtsunsicherheit besteht und
sinnvolle Regelwerke erst geschaffen werden miissen.
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Gleichzeitig miissen wir auch bestehende Regeln, die unter
Umstinden vor Jahrzehnten entstanden sind, in Zeiten des
digitalen Wandels hiufiger als bisher in Frage stellen. Real-
labore sollen helfen, einen geeigneten Rechtsrahmen zu
entwickeln, ohne sinnvolle und notwendige Standards auf-
zugeben.

Wenn es uns gelingt, durch Reallabore nicht nur Testrdume
fir die Erprobung neuer Produkte und Geschéftsmodelle
zu schaffen, sondern in solchen gleichzeitig aktiv das regu-
latorische Umfeld ,mitzudenken®, wire ein wichtiger
Schritt getan, dass Regulierung besser mit dem Tempo der
Digitalisierung Schritt halten kann.

Weitere Informationen zur Reallabore-Strategie des BMWi
finden Sie auch unter: www.reallabore-bmwi.de.

Werden Sie Teil unseres Netzwerks!

Interessieren Sie sich fiir Reallabore oder haben viel-
leicht selbst — als Verwaltung, als Unternehmen oder
im Rahmen Ihrer wissenschaftlichen Arbeit — Erfah-
rungen mit diesem Thema gesammelt? Wollen Sie
iber weitere Entwicklungen informiert werden und
sich mit anderen Experten und Praktikern austau-
schen? Dann laden wir Sie ein: Werden Sie Teil unse-
res Reallabore-Netzwerks und helfen Sie mit, Realla-
bore zu ermoglichen und den Innovationsstandort
Deutschland zu stéarken!

Melden Sie sich an unter reallabore@bmwi.bund.de.

Kontakt: Dr. Kai Hielscher

Referat: Wirtschaftspolitische Analyse, Leiter der Pro-
jektgruppe Reallabore

Dr. Séren Enkelmann

Referat: Wirtschaftspolitische Analyse, Projektgruppe
Reallabore


https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/reallabore-testraeume-fuer-innovation-und-regulierung.html
mailto:reallabore@bmwi.bund.de
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Kunstliche Intelligenz - Strategie zur Entwicklung
und Anwendung einer Schlisseltechnologie

»AI Made in Germany“ - die Bundesregierung will diese Herkunftsangabe zum weltweit geachteten Giitesiegel fiir die
Schliisseltechnologie Kiinstliche Intelligenz (AI hier fiir Artificial Intelligence) machen. Mit der am 15. November 2018
beschlossenen Strategie ergreift die Bundesregierung MaBnahmen zur Starkung der Forschung, Beschleunigung des
Wissenstransfers in die Wirtschaft und zur Steigerung der Verfiigbarkeit von Fachkriften und Experten. Sie wird hierzu
bis 2025 insgesamt drei Milliarden Euro investieren.

Die Bundesregierung hat am 15. November 2018 die gemein-
sam vom Bundesminister fiir Wirtschaft und Energie, der
Bundesministerin fiir Bildung und Forschung und dem
Bundesminister fiir Arbeit und Soziales vorgelegte Strategie
Kinstliche Intelligenz (KI) beschlossen. Bundesminister
Altmaier, Bundesministerin Karliczek (BMBF) sowie Staats-
sekretar Bohning (BMAS) prisentierten die Strategie am

4. Dezember 2018 auf dem Digital-Gipfel in Niirnberg, der
im Zeichen von KI stand.

Die Bundesregierung baut dabei auf einer tiber 30-jahrigen
Erfahrung in der Férderung Kiinstlicher Intelligenz sowie
einer breiten und gut aufgestellten Forschungslandschaft
in Deutschland auf. KI-Technologien haben in den vergan-
genen Jahren eine neue Reifephase erreicht. Sie finden
zunehmend Anwendung in der Breite der Wirtschaft und
durchdringen mehr und mehr Wirtschaftsbranchen und
das Alltagsleben der Menschen. Ob in der Medizin- oder

Umwelttechnik, der Produktion, den Dienstleistungsbran-
chen, am Arbeitsplatz oder als App im Smartphone: KI hat
das Potenzial, das Leben aller Menschen innovativer, intel-
ligenter, individueller zu machen. Sie entwickelt sich zuneh-
mend zu einem der wichtigsten Treiber fiir die wirtschaftli-
che Wettbewerbsfahigkeit Deutschlands und Europas.

KI entscheidend fiir das kiinftige Wirtschafts-
wachstum

Kl ist ein Teilgebiet der Informatik, das sich mit der Nach-
bildung von Fihigkeiten befasst, die der menschlichen
Intelligenz zugeschrieben werden. Thr gelingt es, Muster zu
erkennen und daraus Riickschliisse zu ziehen, aus denen
ein System lernt. Alltidgliche Anwendungen Kiinstlicher
Intelligenz umfassen Technologien der Bild-, Sprach- und
Gesichtserkennung sowie Empfehlungsalgorithmen etwa



bei Handels- oder Medienplattformen. Dartiber hinaus fin-
det sie Anwendung in Form von Suchalgorithmen und bei
Rankingmodellen. Robotik und autonome Fahrzeuge sind
weitere wichtige Anwendungsfelder der Zukunft, die auf KI
basieren.

Aufgrund der enormen Vielfalt ist der Erfolg im Bereich KI
entscheidend fiir das kinftige Wirtschaftswachstum. Eine
vom BMWi im Jahr 2018 in Auftrag gegebene Studie prog-
nostiziert allein fiir das produzierende Gewerbe eine KI-be-
dingte Steigerung der Bruttowertschopfung von tiber 32 Mil-
liarden Euro fir die nachsten flinf Jahre. Zur Sicherung der
Wettbewerbsfihigkeit des Standorts Deutschland hat die
Bundesregierung nun die strategischen Leitplanken im Um-
gang mit KI gesetzt und angek{indigt, bis 2025 insgesamt
drei Milliarden Euro zu investieren.

Wo stehen wir?

Deutschland ist bereits heute einer der fiithrenden For-
schungsstandorte im Bereich KI. Das 1988 gegriindete
Deutsche Forschungszentrum fiir Kiinstliche Intelligenz
(DFKI) ist das weltweit grofite und alteste Forschungszent-
rum in diesem Fachgebiet. Daneben bestehen zahlreiche
universitire und aufleruniversitire Einrichtungen mit
ebenfalls weltweiter Reputation. So wurde zum Beispiel
2017, gefordert durch Baden-Wiirttemberg, das ,,Cyber
Valley“ im Raum Stuttgart-Tibingen mit zahlreichen For-
schungsgruppen und Lehrstiihlen auf den Gebieten
Maschinelles Lernen, Robotik und Computer-Vision
gegriindet, das auch international Beachtung gefunden
hat. Unter anderem Amazon und Facebook haben dort For-
schungsstandorte angesiedelt. IBM hat sein Forschungs-
zentrum far KI (,Watson“) und das Internet der Dinge mit
rd. 1.000 Mitarbeitern 2016 in Miinchen errichtet.

Gleichzeitig besteht ein hoher internationaler Wettbewerb
um Knowhow im Bereich der Kiinstlichen Intelligenz. Eine
Studie im Auftrag des BMWi zur Modernisierung des Kar-
tellrechts zeigt, dass der strategische Aufkauf von Start-ups
durch grofle Technologiekonzerne ein klarer Trend ist. Sol-
che Aufkaufe sind oft unabhingig vom konkreten Tatig-
keitsfeld und dienen vor allem dazu, das jeweilige spezifi-
sche Wissen der Griinder frithzeitig zu akquirieren. Zudem
haben nattrlich auch zahlreiche andere Lander, wie USA,
China, Russland, Stidkorea und Japan, in den vergangenen
Jahren eine KI-Strategie veroffentlicht und dabei jeweils
das Ziel formuliert, eine Fithrungsposition im Bereich KI
einzunehmen und hierfiir umfangreiche Investitionen vor-
zunehmen.
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Ein wirtschaftspolitisches Risiko besteht im unterdurch-
schnittlich ausgeprigten Transfer von Forschungswissen in
die unternehmerische Praxis, vor allem mit Blick auf den
Mittelstand. Untersuchungen deuten darauf hin, dass die
Verwertung von Forschungsergebnissen aus Deutschland
in Form von Patentanmeldungen nur zu einem geringen
Teil auch hier geschieht. Aufierdem flief3t in Deutschland
im Vergleich zu anderen Wirtschaftsnationen weniger Risi-
kokapital in den Bereich KI. Investitionen in KI entfielen
zu rund 75 Prozent auf interne Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben grofer Tech-Konzerne. Von geschitzt rd.
funf Milliarden US-Dollar, die 2016 weltweit in Start-ups
im Bereich KI investiert wurden, flossen rd. 63 Prozent in
die USA, ca. 17 Prozent nach China und lediglich 2,9 Pro-
zent nach Deutschland.

Die KI-Strategie der Bundesregierung

Die Bundesregierung verfolgt mit ihrer Strategie insbeson-
dere drei Hauptziele:

1. Um die kiinftige Wettbewerbsfihigkeit zu sichern,
sollen Deutschland und Europa zu einem fithrenden
Standort fir die Entwicklung und Anwendung von
KI-Technologien gemacht werden.

2. Dabei soll eine verantwortungsvolle und gemein-
wohlorientierte Entwicklung und Nutzung von KI
sichergestellt werden.

3. KI soll im Rahmen eines breiten gesellschaftlichen Dia-
logs und einer aktiven politischen Gestaltung ethisch,
rechtlich, kulturell und institutionell in die Gesellschaft
eingebettet werden.

Das Konzept zielt in erster Linie darauf ab, die wissen-
schaftliche Stirke auszubauen und die Erkenntnisse besser
mit Anwendungen zu verkniipfen, um KI in verschiedenen
Branchen in der Breite einzusetzen. Im Bereich der anwen-
dungsbezogenen Forschung wird auf eine enge Kooperation
mit europdischen Partnern gebaut, um gemeinsam einen
attraktiven europiischen Standort fiir KI zu schaffen, der
international wettbewerbsfihig ist. Die Bundesregierung
will auflerdem die gemeinwohlorientierte Nutzbarkeit von
Datenbestinden férdern. Dazu wird sie eine européische
Losung fiir datenbasierte Geschaftsmodelle unterstiitzen.
Mit ihrer Strategie will die Bundesregierung auch aktiv die
Verdnderung der Arbeitswelt begleiten und mit entspre-
chenden Aus- und Fortbildungen der Nachfrage an Fach-
kraften und Experten entsprechen. Die Strategie basiert auf
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den Eckpunkten der Bundesregierung vom 18. Juli 2018
sowie auf einem Konsultationsprozess, der bis Ende Sep-
tember 2018 lief. Bundesweit tétige Verbande, Organisatio-
nen und Institutionen reichten iiber ein Online-Portal ins-
gesamt 109 Stellungnahmen ein. Dariiber hinaus wurden
sechs Expertenanhorungen in Fachforen (mit insgesamt etwa
90 Experten aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft) durch-
gefiihrt. Die Strategie ist als rollierendes Verfahren konzi-
piert, in die Umsetzung und die Weiterentwicklung werden
die betroffenen Stakeholder auch in Zukunft eingebunden.
Die Strategie sowie weitere Informationen zum Prozess

sind unter https://www ki-strategie-deutschland.de abruf-

bar.

Der Transfer von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen in die Praxis hat hohe Relevanz

Die Mafinahmen der Strategie sind in zwo6lf Handlungsfel-
der gegliedert. Durch den horizontalen Ansatz wird kein
Fokus auf bestimmte Sektoren gerichtet, sondern es wer-
den alle gesellschaftlichen und industriellen Bereiche glei-
chermafien in den Blick genommen. Der Fokus liegt dabei
auf der Forderung der anwendungsnahen Forschung, dem
Transfer in die Wirtschaft, der Griindungsdynamik, dem
Arbeitsmarkt sowie der Datennutzbarkeit. Um praxis-
bezogene Forschung zu intensivieren, sollen kooperative
Strukturen im Rahmen eines nationalen Forschungskon-
sortiums aufgebaut werden.

Damit wissenschaftliche Erkenntnisse in den Unternehmen
starker ankommen, wird speziell die Entwicklung von KI-
Kompetenz in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
unterstitzt. KMU sollen in die Lage versetzt werden, das
jeweils zu ihnen passende KI-Potenzial zu identifizieren
und zu entfalten. Damit der Wissenstransfer gelingt, sieht
die Bundesregierung beispielsweise vor, die bestehenden
Mittelstand 4.0-Kompetenzzentren mit dem Einsatz von
,KI-Trainern“ zu unterstiuitzen. Damit soll insbesondere
KMU, die beim Einsatz von KI-Technologien im Vergleich
zu Groflunternehmen noch wesentlich zuriickhaltender
sind, ein Instrument an die Hand gegeben werden, um vor-
handene KI-Potenziale zu identifizieren und umzusetzen.
Eine am 4. Dezember 2018 gestartete Online-Landkarte
(www.ki-landkarte.de) veranschaulicht Moglichkeiten von
KI in Unternehmen. Darauf sind aktuell tiber 330 KI-Anwen-
dungsbeispiele abgebildet, die in Deutschland heute und in
naher Zukunft zum Einsatz kommen - iber simtliche
Branchen, Einsatzfelder und Unternehmensgréfien hinweg.

Um Innovationen auch unter realen Bedingungen auszu-
probieren, sollen zunehmend Testfelder errichtet werden,
wie sie bereits heute fiir das automatisierte und vernetzte
Fahren bestehen. So genannte Reallabore sollen als regula-
torische Experimentierrdume Pilotprojekte ermdoglichen

und zugleich eine voreilige Regulierung und damit einher-
gehende potenzielle Innovationshemmnisse vermeiden.
Eine weitere Chance kann die Novellierung des Wett-
bewerbsrechts bieten, um kiinftig weitergehende (Daten-)
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Kooperationen sowie ein Datenpooling zwischen
Unternehmen in gewissen Grenzen zu erlauben.
Hierzu hat die Bundesregierung bereits die Kommis-
sion Wettbewerbsrecht 4.0 eingesetzt.

Die Strategie sieht auch vor, die bestehende Griin-
dungsdynamik in Bezug auf KI-basierte Geschafts-
ideen weiter auszubauen. Die Haushaltsmittel fir
EXIST, das Programm fiir Existenzgriindungen aus
der Wissenschaft, werden hierzu verdoppelt. Zu-
satzlich werden die Férderangebote im Bereich Wag-
niskapital und Venture Debt erweitert, um dem
potenziellen Weggang deutscher Start-ups mangels
Wagniskapital in Deutschland entgegenzuwirken.
Dazu gehort auch die im vorigen Jahr eingefiihrte
Tech-Growth-Fund-Initiative der Bundesregierung.
Sie ermoglicht Griindern in der Wachstumsphase,
Venture Debt fiir ihre Anschlussfinanzierung zu
sichern. Auch die Digital-Hub-Initiative, mit der am
Beispiel des Silicon Valley die Entstehung digitaler
Okosysteme unterstiitzt wird, soll als Mittler fungie-
ren, um KI-Start-ups, grofle Unternehmen und Wis-
senschaft an einen Tisch zu bringen. Die Entwicklung
von Anwendungen Kiinstlicher Intelligenz hiangt
nicht zuletzt stark von der zur Verfligung stehenden
Datenbasis ab. Dabei ist nicht nur die Quantitit der
Daten, sondern auch ihre verlissliche Qualitiat unab-
dinglich. Zur Steigerung der Datenverfiigbarkeit und
ihrer -nutzbarkeit gilt es, Anreize fr den verstirk-
ten Austausch industrieller Daten zu schaffen. Des
Weiteren soll mehr Rechtsklarheit bei der Anwen-
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dung des Ordnungsrahmens geschaffen werden. So
sollen kartellrechtskonforme Kriterien fir ,Daten-
partnerschaften” entwickelt sowie ein runder Tisch
mit Datenschutzbehoérden und Wettbewerbsverban-
den eingerichtet werden, in dem gemeinsam Leitli-
nien fiir eine datenschutzkonforme Anwendung von
KI-Technologien erstellt sowie Best-Practice-Bei-
spiele aufbereitet werden sollen.

Ausblick

Die Strategie KI versteht sich vor dem Hintergrund
der dynamischen Entwicklung der Technologie als
ein Handlungsrahmen der Bundesregierung. Sie ist
Teil der Umsetzungsstrategie ,Digitalisierung gestal-
ten“ der Bundesregierung, die ebenfalls am 15. No-
vember 2018 verabschiedet wurde. Die Bundesregie-
rung wird die KI-Strategie weiterentwickeln und
den jeweils neuesten Entwicklungen und Bedarfen
anpassen. Sie wird dabei mit der Europaischen Kom-
mission eng zusammenarbeiten und unterstiitzt den
Anfang Dezember vorgelegten Koordinierten Plan
fir KI mit dem Ziel, die Wettbewerbsfiahigkeit der
EU in diesem Bereich zu erhohen.

Kontakt: Anna Ludin
Referat: Kiinstliche Intelligenz, Daten-
6konomie
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Die EU-Datenschutz-Grundverordnung -
Chancen, erste Praxiserfahrungen und Ausblick

Die EU-Datenschutz-Grundverordnung gilt seit dem 25. Mai 2018. Sie schafft innerhalb der EU einen einheitlichen Rechts-
rahmen im Bereich des Datenschutzes. Mit dem neuen Regelwerk ist es gelungen, einen angemessenen Ausgleich zwischen
den groRen 6konomischen Chancen der Nutzung personenbezogener Daten und dem Grundrecht auf Datenschutz zu

erzielen. Allerdings sind biirokratische Belastungen bei der praktischen Umsetzung, insbesondere fiir kleine und mittlere

Unternehmen, kritisch zu iiberpriifen.

* X %
*DSGVO «

***

Modernisierung des europdischen Daten-
schutzrechts

Seit nunmehr tber einem halben Jahr gilt mit der EU-
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) far Unterneh-
men innerhalb der EU ein verbindliches ,level playing
field” im Bereich des Datenschutzes. Die DSGVO hat Wett-
bewerbsverzerrungen und Marktzugangsbarrieren infolge
unterschiedlicher nationaler Datenschutzbestimmungen
weitgehend beseitigt. Dies ist gerade mit Blick auf die zu-
nehmende Digitalisierung und Vernetzung der européi-
schen Wirtschaft eine grofle Errungenschaft. Der Effekt
einheitlicher Wettbewerbsbedingungen wird dadurch ver-
stiarkt, dass auch Unternehmen mit Sitz auferhalb der EU
an die DSGVO gebunden sind, soweit sie ihre Waren oder
Dienstleistungen innerhalb der EU anbieten (so genanntes
~Marktortprinzip“).

Innovationsoffener Rechtsrahmen

Die DSGVO enthilt Gber den Harmonisierungseffekt hin-
aus zukunftsorientierte Rahmenbedingungen gerade fiir
innovative digitale Geschiftsmodelle. Chancen fiir die
Digitalwirtschaft ergeben sich beispielsweise aus der Pri-
vilegierung der Verarbeitung ,,pseudonymisierter Daten.
~Pseudonymisierung” bedeutet, dass der Name oder ein
anderes personenbezogenes Merkmal durch ein Pseudo-
nym - meist ein Buchstaben- oder Zahlencode - ersetzt
wird. Durch Pseudonymisierung kénnen grofle Daten-
mengen ohne Personenbezug und damit besonders grund-
rechtsschonend verarbeitet werden. Die DSGVO fordert
dieses Instrument, etwa indem pseudonymisierte Daten-
auswertungen zu einem anderen als dem urspringlichen
Datenerhebungszweck erleichtert werden. Dieser progres-
sive Ansatz der DSGVO (,Datenschutz durch Technik®)



kann gerade fiir Big-Data-Analysen (etwa im Bereich des
automatisierten Fahrens oder von Smart Cities) von
Bedeutung sein.

Verschiedene Rechtsgrundlagen fiir
Datenverarbeitungen

Die DSGVO bietet nicht nur Chancen fiir digitale, sondern
auch fiir etablierte Geschiftsmodelle kleiner und mittlerer
Unternehmen. So kénnen Datenverarbeitungen nach den
Vorgaben der DSGVO nicht nur auf die Einwilligung der
betroffenen Person, sondern auch auf andere Rechtsgrund-
lagen gestiitzt werden. Datenverarbeitungen ohne Einwil-
ligung sind beispielsweise zuldssig, wenn sie fir die Erfiil-
lung eines Vertrags (etwa mit einem Kunden) erforderlich
sind. Auch kann eine Datenverarbeitung im Einzelfall auf
iberwiegende berechtigte Interessen des datenverarbei-
tenden Unternehmens oder eines Dritten gestiitzt werden.
Dies kann gerade fiir Unternehmen wichtig sein, die -
anders als grofie Internetplattformen - nicht ohne Weite-
res die Einwilligung der Betroffenen einholen kénnen,
etwa weil sie mit ihren Kunden per Brief kommunizieren.
Die Erwidgungsgriinde der DSGVO stellen klar, dass unter
anderem die Datenverarbeitung zu Werbezwecken im Ein-
zelfall ein berechtigtes Interesse darstellen kann. Unab-
hédngig von der Wahl der Rechtsgrundlage sind jedoch die
Transparenzpflichten der DSGVO zu beachten. So muss
der Betroffene grundsitzlich unter anderem iiber den
Zweck und die Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung
informiert werden.

Privilegierung von Datenverarbeitungen zu
Forschungszwecken

Eine weitere Errungenschaft der DSGVO ist ihr forschungs-
freundlicher Ansatz. Dieser Ansatz duflert sich beispiels-
weise im Bereich der datenschutzrechtlichen Einwilligung:
Bei der Nutzung personenbezogener Daten fiir die wissen-
schaftliche Forschung (etwa im Gesundheitsbereich) besteht
oftmals die Schwierigkeit, dass der konkrete Forschungs-
zweck zum Zeitpunkt der Einholung der Einwilligung nicht
vollstindig angegeben werden kann. Die DSGVO lésst daher
ausdriicklich zu, dass es den betroffenen Personen erlaubt
sein sollte, ihre datenschutzrechtliche Einwilligung nicht
nur flr eine bestimmte Datenverarbeitung, sondern ,breit”
flr bestimmte Bereiche wissenschaftlicher Forschung zu
erteilen (so genannter ,,Broad Consent®). Dabei sollen die
betroffenen Personen Gelegenheit erhalten, ihre Einwilli-
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gung auf bestimmte Forschungsbereiche oder Teile von
Forschungsprojekten zu begrenzen. Mit diesen neuen Vor-
gaben der DSGVO wird die seit Langem gefiihrte Diskus-
sion iiber die Grenzen der Einwilligung im Forschungs-
bereich in eine progressive Richtung gelenkt, die in der
datenschutzrechtlichen Praxis nun mit Leben geftillt wer-
den muss. Eine Chance, in der praktischen Umsetzung der
Regelungen zum ,Broad Consent” einheitliche Standards
zu erreichen, bietet die Moglichkeit von branchenspezifi-
schen Verhaltensregeln (,,Codes of Conduct®). Diese kon-
nen - auch europaweit einheitlich - von Verbanden und
Kammern erarbeitet werden und sind von den Daten-
schutzaufsichtsbehoérden zu genehmigen.

Auch in Fillen, in denen keine Einwilligung der betroffenen
Personen durch den Datenverarbeiter eingeholt werden
kann, erleichtert die DSGVO Datenauswertungen zu For-
schungszwecken. So stellt die DSGVO ausdriicklich klar, dass
eine Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten zu
einem anderen als dem urspriinglichen Datenerhebungs-
zweck ohne gesonderte Einwilligung oder Rechtsgrundlage
zulidssig ist, wenn die Weiterverarbeitung zu Forschungs-
zwecken erfolgt. Die Rechte der betroffenen Personen wer-
den durch die Transparenzpflichten der DSGVO sowie durch
die vom Datenverarbeiter zu ergreifenden technisch-orga-
nisatorischen Mafinahmen gewahrt, wozu insbesondere
das Mittel der Pseudonymisierung gehort.

Entscheidend fiir die Datenschutzpraxis in Deutschland
wird sein, dass dieser innovationsoffene und forschungs-
freundliche Ansatz der DSGVO auch in den erginzenden
nationalen Datenschutzgesetzen der Bundeslinder mog-
lichst einheitlich fortgefiihrt wird.

Mehr Transparenz und Kontrolle fiir
Betroffene

Die dargelegten Spielrdume der DSGVO bei der Nutzung
personenbezogener Daten gehen einher mit erh6hten
Transparenzpflichten der datenverarbeitenden Unterneh-
men und gestarkten Rechten der betroffenen Personen.
Die DSGVO fiihrt beispielsweise das Recht auf Datenporta-
bilitit ein, mit dem ein Nutzer eines digitalen Anbieters
unter bestimmten Voraussetzungen die Ubertragung sei-
ner Daten an ein von ihm bevorzugtes Konkurrenzunter-
nehmen verlangen kann. Mit dem so genannten ,Recht auf
Vergessenwerden” wird zudem erstmals ausdriicklich ein
Recht auf Loschung der eigenen Daten eingefiihrt.
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Die Erhohung der Transparenzpflichten fiir Unternehmen
durch die DSGVO dient dem Ziel, Betroffene daruber zu
informieren, was mit ihren Daten geschieht und zu wel-
chen Zwecken die Daten verarbeitet werden. Die DSGVO
schreibt deshalb insbesondere einfache und verstidndliche
Datenschutzerkldrungen vor. Auch sollen Datenschutzsie-
gel und Zertifizierungen verstiarkt zum Einsatz kommen
und fiir mehr Transparenz sorgen.

Herausforderungen bei der Umsetzung der
DSGVO in den Betrieben

Die praktische Umsetzung der neuen Vorgaben der DSGVO
im Jahr 2018 war fiir viele Unternehmen ein Kraftakt. Der
Pflichtenkatalog der DSGVO kann gerade kleine und mitt-
lere Betriebe vor Herausforderungen stellen. Neben den
erhohten Transparenzpflichten bedeuten insbesondere auch
die neuen Dokumentationspflichten der DSGVO eine biiro-
kratische Mehrbelastung fiir kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU).

Das BMWi hat den Umstellungsprozess frith und eng be-
gleitet, um vor allem KMU bei der Umsetzung zu unter-
stlitzen. Seit Herbst 2017 finden auf Staatssekretdrsebene
regelmiflige Round-Table-Gespriche mit Vertretern von
Wirtschaftsverbdnden und der Datenschutzaufsichtsbe-
horden zu Fragen der praktischen Umsetzung der DSGVO
statt. Diese organisiert das BMWi gemeinsam mit dem Bun-
desministerium des Inneren, fiir Bau und Heimat. Dartber
hinaus hat das BMWi im ersten Halbjahr 2018 zudem mit

dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag eine
deutschlandweite ,Road Show* zur DSGVO durchgefiihrt.
Das Ministerium hat in diesem Rahmen mit iiber 30 regio-
nalen Industrie- und Handelskammern vor Ort insbeson-
dere kleine und mittlere Unternehmen tiber den neuen
Rechtsrahmen informiert. Die Veranstaltungen gaben einen
unmittelbaren Eindruck von den praktischen Herausfor-
derungen bei der Umsetzung der DSGVO in den Betrieben.

Die Riickmeldungen im Rahmen der Round-Table-Gespra-
che und der Road Show haben gezeigt, dass die Unterneh-
men bemiiht sind, die neuen Vorgaben umzusetzen.
Gleichzeitig kritisieren sie aber eine iiberhéhte Biirokra-
tielast insbesondere durch die Informations- und Doku-
mentationspflichten der DSGVO. Die Vorgaben der
DSGVO in diesem Bereich seien demnach in vielen Fillen
zwar fir grofie Internetfirmen sinnvoll und nachvollzieh-
bar, nicht aber fiir KMU wie Handwerksbetriebe, Tankstel-
lenbetreiber, Hotelbetriebe oder Restaurants.

Das BMWi nimmt diese Kritikpunkte ernst und wird die
Umsetzung der DSGVO in der Wirtschaft weiter eng
begleiten. Zudem sollte die flir Mai 2020 vorgesehene Eva-
luierung der DSGVO genutzt werden, um gezielt die
Belange von kleinen und mittleren Unternehmen in den
Blick zu nehmen.

Kontakt: Dr. Philipp-Lennart Kriiger
Referat: Zentrales Rechtsreferat
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Der Weltpostverein im 21. Jahrhundert

Ergebnisse des auflerordentlichen Kongresses in Addis Abeba

Der Weltpostverein regelt seit 1874 den internationalen Postverkehr. Doch in Zeiten des Online-Handels haben sich die Rah-
menbedingungen gedndert. Auf dem auRerordentlichen Kongress in Addis Abeba wurde eine Anpassung des Regelwerkes an
den modernen Postverkehr eingeleitet.

Geschichte und Bedeutung des Weltpostvereins

Deutschland ist in besonderer Weise mit dem Weltpost-
verein verbunden. Der von den negativen Erfahrungen mit
dem Postverkehr in zersplitterten deutschen Kleinstaaten
gepragte preuflische Generalpostmeister, Ernst Heinrich
Wilhelm von Stephan, gab den Anstof zur Griindung eines
internationalen ,Allgemeinen Postvereins“ Die Griindung
erfolgte am 9. Oktober 1874 in Bern.

Es wurde ein erster Weltpostvertrag ausgearbeitet, der als
volkerrechtlicher Vertrag noch heute die Mitgliedslander
iber alle politischen und sprachlichen Grenzen hinweg zu
einem einheitlichen Postgebiet zusammenschweift und den
internationalen Postverkehr regelt. Der Vertrag wurde von
zunichst zwanzig Griindungsstaaten, neben Deutschland

unter anderem Grof3britannien, Italien, Osterreich-Ungarn,
Russland und die Vereinigten Staaten von Amerika, auf dem
ersten Postkongress ratifiziert und trat zum 1. Juli 1875 in
Kraft. Japan und Frankreich traten 1876 dem Postverein bei.

Auf dem Weltpostkongress von 1878 wurde der Allgemeine
Postverein zum Weltpostverein. Am 4. Juli 1947 wurde der
Weltpostverein zu einer Sonderorganisation der Vereinten
Nationen und ist heute mit 192 Mitgliedstaaten das wich-
tigste internationale Forum fiir die Zusammenarbeit zwi-
schen den nationalen staatlichen Postverwaltungen und den
Postunternehmen. Die Vertrage des Weltpostvereins wurden
zuletzt auf dem Weltpostkongress in Istanbul 2016 {iberar-
beitet und neu beschlossen.
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Generalpostmeister Heinrich von Stephan

Struktur und Funktionsweise der heutigen
Organisation

Fiir das operative Geschaft des Weltpostvereins ist das Inter-
nationale Biiro in Bern verantwortlich. Dessen Tatigkeit wird
durch einen Verwaltungsrat kontrolliert, der zweimal im
Jahr zusammenkommt und mit Budgetrecht ausgestattet
ist. In dem Verwaltungsrat sitzt eine ausgewéhlte Anzahl von
Mitgliedstaaten, so auch Deutschland. Der ebenfalls zweimal
im Jahr tagende Rat fiir den Postbetrieb ist fiir betriebliche
Angelegenheiten wie die Standardisierung von internatio-
nalen Verfahren und fiir kommerzielle Aspekte, wie zum
Beispiel die Gebiihren im grenzliberschreitenden Postver-
kehr, zustindig. In diesem Gremium sind die wichtigsten,
meist staatlichen Postdienstleister der gewdhlten Mitglied-
staaten vertreten, unter anderem auch die Deutsche Post.

Als oberstes Organ tagt alle vier Jahre der Weltpostkongress,
der fir die strategische Ausrichtung des Vereins verant-

wortlich ist. Bei besonderem Bedarf kann in der Zwischen-
zeit ein auflerordentlicher Kongress einberufen werden.

Der Universale Postdienst

In der Mehrzahl der Mitgliedslander des Weltpostvereins
sind die Postdienstleister auch heute noch staatlich und
bieten ein grofies Spektrum, nicht nur von Brief- und Post-
dienstleistungen, sondern auch von umfangreichen Finanz-
dienstleistungen an. In den meisten Lindern werden diese
Leistungen als ,6ffentliches Gut“ verstanden, zu dem alle
Biirger eines Landes im Zuge der so genannten Daseinsvor-
sorge zu glinstigen Konditionen Zugang erhalten sollen.
Regulierung findet nur dort statt, wo auch private Akteure
am Markt tétig sind. Selbst in vielen westlichen Industrie-
staaten, die die freie Marktwirtschaft als wichtiges Prinzip
in ihren Gesetzen verankert haben, werden die Postdienst-
leistungen von einem o6ffentlichen Betreiber durchgefiihrt.

Doch 6ffentliche Betreiber sind fiir einen funktionierenden
Postmarkt nicht zwingend. In Deutschland werden Post-
dienstleistungen seit 1995 von der privatisierten Deutschen
Post AG und anderen privaten Anbietern als privatwirtschaft-
liche Tatigkeiten erbracht. Als hoheitliche Aufgabe des Bun-
des in den Wirtschaftsbereichen verbleibt nach Artikel 87
des Grundgesetzes die flichendeckend ausreichende und
angemessene Grundversorgung der Bevolkerung mit Post-
und Telekommunikationsdienstleistungen zu erschwingli-
chen Preisen. Der Erfiillung dieses Infrastrukturauftrages
dienen die Regelungen des Postgesetzes und der Post-Uni-
versaldienstleistungsverordnung (PUDLV). Alle am Markt
tatigen Unternehmen tragen zur Erbringung des Postuni-
versaldienstes bei. Die Verpflichtung zur Gewéhrleistung
des Universalen Postdienstes tridgt der Bund, der sich zur
Erfullung dieser Pflicht der am Markt tatigen Unterneh-
men bedient.

Die Aufsicht Giber die Gewéahrleistung des Universalen Post-
dienstes durch die Postbetreiber obliegt in Deutschland der
Bundesnetzagentur fiir Elektrizitit, Gas, Telekommunika-
tion, Post und Eisenbahnen (BNetzA). Dies geschieht durch
Regelungen tiber die postalische Infrastruktur, Lizenzver-
gaben und Entgeltgenehmigungen sowie durch spezielle
Kunden- und Datenschutzbestimmungen. Die BNetzA kann
Postbetreibern Verpflichtungen jedoch nur dann auferlegen,
wenn der Markt nicht selbst geniigend geeignete Dienst-
leistungen hervorbringt, um den Universalen Postdienst in
ganz Deutschland zu sichern.



Die Rolle der Benannten Betreiber
(,Designated Operators®)

Alle Mitgliedsldnder des Weltpostvereins benennen binnen
sechs Monaten nach Beendigung eines Kongresses einen
staatlichen oder privatwirtschaftlich operierenden Postbe-
treiber als so genannten ,Designated Operator” (dt. ,,Benann-
ter Betreiber®). Die Hauptpflicht dieser Betreiber besteht in
der Erfiillung des Universalen Postdienstes, der auf Grund-
lage der Universal Service Obligation (USO) von jedem Mit-
gliedsland nach eigener Rechtssetzung definiert ist. Dies
bedeutet in erster Linie die Verteilung aus dem Ausland
eingehender Postsendungen im gesamten Postgebiet eines
Landes nach international vereinbarten Grundsitzen.

Der Vorteil fur diese Betreiber besteht vor allem darin, dass
erleichterte Zollformulare genutzt werden kénnen und die
meisten oft noch staatlichen internationalen Postdienste
nur mit diesem Betreiber zusammenarbeiten konnen. Fiir
Deutschland wurde bisher die Deutsche Post AG als Betrei-
ber benannt. Zukiinftig konnen auch andere Postdienstleis-
ter — sofern sie bestimmte Kriterien erfullen — ,Benannte
Betreiber” geméaf des Weltpostvertrages sein.

Diese Betreiber sind verpflichtet, eingehende internationale
Briefsendungen zu beférdern. Die Endvergiitungen fir diese
Leistungen, die so genannten , Terminal Dues*, werden aus-
schlieflich an die Benannten Betreiber der Mitgliedsldnder
gezahlt und gelten fiir den Transport, das Sortieren und die
Zustellung von grenziiberschreitendem Postverkehr im
Bestimmungsland der Sendung. Die Héhe der Vergiitungen
bemisst sich nach einem komplexen System, das sich sowohl
an Produkt- und Qualititsmerkmalen als auch an dem Sta-
tus der Linder (Entwicklungs- oder Industrieland) orien-
tiert. So zahlen die Postbetriebe aus Entwicklungslandern
flir ihre Postsendungen an deutsche Adressaten weniger
slerminal Dues“ als die Postbetriebe aus Industrielindern.

Die Auswirkungen von E-Commerce und
Onlinehandel auf den Weltpostverkehr

E-Commerce und Onlinehandel haben den Charakter der
Versanddienstleistungen in den letzten Jahren grundlegend
verandert. Der Anteil des Briefversands am Gesamtvolumen
des weltweiten Postverkehrs sank kontinuierlich. Betrug
der Anteil des Briefversands 2006 an den Umsitzen der
Postdienstleister weltweit noch 48 Prozent, so waren es im
Jahr 2016 nur noch 39 Prozent. Dagegen nahm im gleichen
Zeitraum das Paketvolumen von 14 auf 23 Prozent zu.
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Die Postdienstleister reagieren auf den Riickgang im Brief-
verkehr mit einer ganzen Reihe von Mafinahmen zur Ein-
sparung von Betriebskosten (zum Beispiel durch Nutzung
von Subunternehmern im Personalbereich), aber auch mit
einer Diversifizierung ihrer Angebotspalette und einer stér-
keren Konzentration auf den Bereich Paketversand und
Logistik.

In den Zeiten des wachsenden Internethandels im interna-
tionalen Postverkehr kommt es nicht nur zu einem stetig
wachsenden Aufkommen von gewinnbringenden Paketen,
sondern auch von kleinen Piackchen mit Waren von unter

2 kg Gewicht, die unverhiltnisméaflig hohe Kosten im Ver-
hiltnis zu anderen Briefformaten verursachen, etwa durch
ihren erhohten Platzbedarf in der Tasche des Postboten oder
durch die Notwendigkeit von besonderen Sortiermaschinen.

Angesichts dieser Entwicklungen fiihren die ,Terminal
Dues“ in ihrer bestehenden Form zu Marktverwerfungen
innerhalb der jeweiligen Binnenmarkte, da sie die wahren
Kosten des Transportes von den Grenziibergangspunkten
bis zur Ubergabe an den Endkunden meist nur teilweise
decken. So ist es fiir den Endnutzer in vielen Liandern, auch
in Deutschland, giinstiger, einen Artikel ,,online” in Asien
zu bestellen als im eigenen Land. Wettbewerbsverzerrende
Finanzfliisse bei der Abrechnung von Leistungen insbeson-
dere vom Warenverkehr aus Asien nach Westeuropa und
Nordamerika sind die Folge (zum Beispiel durch die um-
fangreiche Einfuhr preiswerter elektronischer Artikel aus
China). Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass
die ,, Terminal Dues” aktuell sehr kontrovers im Weltpost-
verein diskutiert werden.

Die Vereinigten Staaten haben das Scheitern ihrer Bemii-
hungen um héhere Endvergiitungen zum Anlass genom-
men, am 17. Oktober 2018 dem Weltpostverein gegentiber
ihre Absicht zu erkldren, austreten zu wollen. Die Kritik
bezieht sich vor allem auf die fiir eine landesweite Zustel-
lung innerhalb der Vereinigten Staaten nicht kostende-
ckenden Endvergiitungsraten fiir den staatlichen United
States Postal Service (USPS). Die im Verhiltnis zu anderen
industriellen Importlindern wie Deutschland besonders
kritische Situation resultiert unter anderem aus der groflen
Staatsflache der USA und einer dadurch bedingten geringe-
ren infrastrukturellen Durchdringung. Die Austrittserkla-
rung der Vereinigten Staaten kénnte durchaus Schule
machen, wenn es nicht gelingen sollte, den Integrierten
Produkt- und Vergttungsplan und das Endvergtitungssys-
tem ziigig und fir alle Beteiligten zufriedenstellend zu
iberarbeiten.
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Abbildung 1: E-Commerce
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Ein Austritt wiirde allerdings erst im kommenden Jahr
wirksam werden. Bis dahin besteht noch Zeit fiir Verhand-
lungen. Bei den kommenden Gespréichen auf multinatio-
naler Ebene wird sich das Bundesministerium fir Wirt-
schaft und Energie als wichtiger Partner im Weltpostverein
fiir eine konstruktive Losung und den Verbleib der Verei-
nigten Staaten im Weltpostverein einsetzen. Im Falle des
tatsichlichen Austritts misste die USPS mit den Benann-
ten Betreibern aus 191 Landern bilaterale Postabkommen
schliefien, auch mit der Deutschen Post AG. Die USA
befinden sich damit rechtlich gesehen wieder in jener
Situation, die vor der Griitndung des Weltpostvereins
bestand.

AuRerordentlicher Kongress in Addis Abeba

Diese und weitere strategische Fragen wurden auf dem
auflerordentlichen Weltpostkongress diskutiert, der vom
3. bis 7. September 2018 in der dthiopischen Hauptstadt
Addis Abeba stattfand. Erstmalig seit 1900 fand solch ein
auflerordentlicher Kongress aufierhalb des tiblichen Vier-
jahresrhythmus statt, weil die anstehenden Entscheidun-
gen als zeitkritisch angesehen wurden und man nicht auf
den nichsten regularen Kongress warten wollte. An dem
Kongress nahmen iiber 1000 Delegierte aus 134 Lindern
teil. Die deutsche Delegation bestand aus Vertretern des

Abbildung 2: Historical volume
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Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie, der
BNetzA und der Deutschen Post AG.

Die Produkt- und Vergiitungsregeln fiir internationale
Postdienstleistungen standen im Zentrum der Diskussion.
Diese Regeln definieren und vereinheitlichen im Wesentli-
chen die Leistungen, die die im Postgebiet des Weltpostver-
eins operierenden Anbieter anbieten sowie die Entgelte, die
flir die Ausfiihrung der Leistungen erhoben werden konnen.
Angenommen wurde ein neues Produktportfolio. Trotz des
Widerstands einiger wichtiger Lander enthilt es weiterhin
die Moglichkeit, Giiter international in Briefsendungen bis
2 kg als klassisches ,,Packchen” zu versenden. Bis zum Kon-
gress in Abidjan im Jahr 2020 sollen die Produkt- und Ver-
glitungsregeln jedoch noch weiterentwickelt werden, vor
allem um die Endvergiitungen neu zu regeln und die elek-
tronische Sendungsverfolgung als fiir alle Postdienstleister
verpflichtende Leistung einzufiihren.

Die Endvergiitungen unterliegen einer vierjihrlichen Uber-
prifung durch den Weltpostkongress. Letztmalig wurden
Anderungen auf dem Weltpostkongress in Istanbul 2016
beschlossen. Fiir die besonders umstrittenen Warensendun-
gen aus China wurde lediglich eine moderate Erh6hung der
Endvergiitungen beschlossen, da China noch immer als
Entwicklungsland eingestuft wird.



Die Bundesregierung wird sich bei den weiteren Verhand-
lungen in den Gremien des Weltpostvereins dafiir einset-
zen, dass die Endvergiitungen fiir kommerzielle Warensen-
dungen weiter angepasst werden, und zwar unabhingig
vom Entwicklungsstand eines Mitgliedstaates, um Markt-
verwerfungen entgegenzuwirken.

Ein weiterer wichtiger Diskussionspunkt war die dringend
erforderliche Reform des Rentensystems fiir die Mitarbei-
ter des Weltpostvereins. Im bisherigen Rentenfonds nach
Schweizer Recht besteht — nicht zuletzt durch die ungiins-
tige Altersstruktur der Mitarbeiter der Verwaltung des Welt-
postvereins - eine so gravierende Deckungsliicke, dass die
zuklnftige finanzielle Stabilitit des Weltpostvereins gefahr-
det ist. Daher wurde der Vorschlag angenommen, Verhand-
lungen mit dem ,United Nations Joint Staff Pension Fund*“
aufzunehmen, um die Altersvorsorge zukiinftig auf eine
stabilere Grundlage zu stellen. Dieser sich auf alle teilneh-
menden UN-Organisationen stiitzende Fonds hat den Vor-
teil eines gestinderen Altersaufbaus der zu versorgenden
Mitarbeiter. Dartiber hinaus werden auch Verwaltungsaus-
gaben eingespart.

Des Weiteren wurde iiber das Beitragssystem diskutiert,
das bisher auf freiwilligen Leistungen der Mitgliedstaaten
beruht. Aus wettbewerbsrechtlichen Griinden bezahlt in
Deutschland die Bundesregierung diesen Beitrag und nicht
die Postdienstleister. Da in der Vergangenheit einige Mit-
gliedstaaten ihre Beitrige reduziert haben, ohne dass genti-
gend andere Mitgliedstaaten ihre Beitrige entsprechend
erhohten, gefihrdet auch dies die finanzielle Stabilitét des
Vereins. In einer Arbeitsgruppe wurde ein neues, verpflich-
tendes Beitragssystem konzipiert, das Beitragszahlungen
anhand nachvollziehbarer Kriterien, wie einem Mix aus
dem Bruttoinlandsprodukt insgesamt und dem Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf, vorsieht. Zusitzlich sind Erleichte-
rungen fiir Entwicklungslander und sehr kleine Pauschal-
betrage fiir die wirtschaftlich schwéchsten Mitglieder (die
so genannten ,least developed countries”) vorgesehen.
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Infolge der sehr unterschiedlichen Interessen der Mitglieds-
lander konnte sich der Kongress allerdings auf keine Neu-
regelung des Beitragssystems einigen und hat das Thema
auf die néachste regulére Sitzung im Jahr 2020 verschoben.
Es soll eine Arbeitsgruppe unter deutscher Leitung einge-
richtet werden, die die verschiedenen Optionen ausleuchtet
und eine tragfihige Losung erarbeitet, die von moglichst
allen Mitgliedstaaten mitgetragen wird.

Ein konkretes Ergebnis des Kongresses ist der Erhéhung der
Sitze im operativen Postbetriebsrat von 40 auf 48 Sitze. Die
bisher unterreprasentierten afrikanischen und asiatischen
Liander haben damit ein stirkeres Gewicht erhalten. Diese
Reform war tberfillig, da die bisherige Sitzverteilung noch
aus einer Zeit stammt, in dem das Weltpostgeschehen vor
allem von den europdischen Landern und den Vereinigen
Staaten bestimmt war.

Auf dem auflerordentlichen Weltpostkongress in Addis
Abeba konnten jedoch langst nicht alle Fragen geldst wer-
den. Wichtige Aspekte, wie die Endvergitungsfrage, eine
Reform der Altersversorgung und die Entscheidung tiber
ein neues Beitragssystem, wurden auf den néchsten regu-
laren Kongress im Jahr 2020 verschoben.

Die Bundesregierung wird die Entwicklung des Weltpost-
vereins weiterhin konstruktiv begleiten und dazu beitra-
gen, akzeptable Rahmenbedingungen fir alle Mitglied-
staaten zu entwickeln. Es ist uns ein besonderes Anliegen,
dass der Weltpostverein erhalten bleibt, denn die Vision
Ernst Heinrich Wilhelm von Stephans, ein weltweit ein-
heitliches Postwesen zu erreichen, darf nicht an den Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts scheitern.

Kontakt: Herr Wolfgang Crasemann
Referat: Internationale Digital- und Postpolitik,
G7 und G20
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Referenzprojekte fiir den Erfolg auf

Auslandsmarkten nutzen

Fachveranstaltung zur Exportinitiative Energie

Die Moglichkeit, durch Referenzprojekte im Ausland die eigene Sichtbarkeit zu erh6hen, spielt eine entscheidende Rolle fiir
deutsche Anbieter klimafreundlicher Energielésungen. Anwendungen werden glaubhaft unter lokalen Gegebenheiten pra-
sentiert. Um das Thema Referenzprojekte im Ausland hinsichtlich der Bedeutung, seiner Wirkung und méglicher Férderungen
zu beleuchten, lud das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie am 5. November 2018 zu einer Fachveranstaltung im

Rahmen der Exportinitiative Energie ein.

Wrgrdlneg wid b infubreeg

Ministerialratin Christina Wittek eroffnet die BMWi-Fachveranstaltung der Exportinitiative Energie und begriifit iiber 140 Teilnehmer.

Die Bedeutung von Referenzen im
B2B-Marketing

Referenzen gehoren zu den wirksamsten Instrumenten im
Business-to-Business (B2B)-Marketing. Fiir die exportorien-
tierte Energiebranche sind sie ein wichtiger Erfolgsfaktor.
Vor allem kleine und mittlere Unternehmen (KMU) kénnen
selten auf eine weltweit bekannte Marke zurtickgreifen.
Deshalb muss auf anderem Weg dargestellt werden, dass
die gebotenen Leistungen einen Vorteil fiir die Geschafts-
tatigkeiten des potenziellen Kunden darstellen. , Bereits
umgesetzte Projekte verleihen dem Wertversprechen des
Anbieters die notwendige Glaubwiirdigkeit®, so Prof. Dr.
Andreas Eggert, Inhaber des Lehrstuhls fiir Betriebswirt-
schaftslehre, insbesondere Marketing, an der Universitat

Paderborn. Sie helfen, die Aufmerksamkeit im Zielmarkt zu
erhohen und fithren zu weiteren Geschéftsabschliissen. Sie
sollten daher als proaktives Verkaufsargument genutzt
werden.

Damit Referenzen zur nachhaltigen Positionierung im Aus-
landsmarkt beitragen, muss ein Referenzenportfolio syste-
matisch aufgebaut und 6ffentlichkeitswirksam genutzt wer-
den. Davon profitieren besonders Anbieter, die nicht tiber
eine ausgeprigte internationale Reputation verfiigen. Neben
den Signalen nach aufien tragen Referenzen zum Lernen
im Unternehmen bei und férdern die Motivation im Team.



Mit Referenzen zum Erfolg im Auslands-
geschaft

Von ihren Erfahrungen mit Referenzprojekten im Ausland
berichteten deutsche Technologieanbieter aus dem Bereich
erneuerbare Energie und Energieeffizienz. In der moderier-
ten Expertenrunde sprachen die Unternehmensvertreter zu
der jeweiligen Herangehensweise, Herausforderungen in
der Umsetzung und Wirkung der realisierten Projekte auf
ihr Geschift. Die Praxisbeispiele betrafen Referenzprojekte
in ganz unterschiedlichen Zielméarkten wie Argentinien,
Chile, China, Ghana, Japan, Lettland, Ruanda, Sambia, Sim-
babwe und Siidafrika.

So unterschiedlich die Projektansitze auch sind, so haben
sie doch eines gemeinsam: Fiir den Erfolg sind innovative
Ideen erforderlich. Deutsche Unternehmen miissen sich
auf die konkrete Anwendungssituation einlassen und den
Kunden glaubhaft vermitteln, dass ihre Anlagen beanstan-
dungsfrei unter den lokalen Gegebenheiten funktionieren.
Ob der innovative Ansatz iiber technologische Besonder-
heiten erfolgt oder hinsichtlich der Finanzierung bezie-
hungsweise des Geschiftsmodells einzigartig ist - am Ende
muss die gebotene Losung den Kunden iiberzeugen. Ent-
scheidend bei der Umsetzung ist neben einer tiberzeugen-
den Losung vor allem die Einbindung lokaler Partner. Diese
helfen, weitere potenzielle Kunden zu iiberzeugen. Auch
politische Kontakte sind erfolgsférdernd. Sie ermoglichen
eine 6ffentlichkeitswirksame Positionierung im Zielmarkt.

*

o W R

h .
i s i

MONATSBERICHT 01-2019 26

Entscheidend fiir eine nachhaltige Wirkung von Referenz-
projekten ist eine hohe Sichtbarkeit. Die Umsetzung eines
Projektes sollte daher mit umfangreichen werbe- und
offentlichkeitswirksamen Mafinahmen begleitet werden.

Fordermoglichkeiten nutzen und die
Sichtbarkeit erh6hen

Offentliche Férderprogramme erméglichen neben finanzi-
eller Unterstiitzung wertvolle Kontakte zu politischen Ent-
scheidungstridgern und erhohen die Sichtbarkeit der Refe-
renzprojekte.

Im Rahmen der Exportinitiative Energie des Bundesminis-
teriums fiir Wirtschaft und Energie werden deutsche
Unternehmen bei der Umsetzung von Referenzprojekten
im Ausland unterstiitzt. Mit dem dena-Renewable Energy
Solutions-Programm (RES-Programm) begleitet die Deut-
sche Energie-Agentur (dena) Anbieter von Lésungen rund
um erneuerbare Energien. Das Expertenteam der dena steht
den Programmteilnehmern in allen Phasen der Projektum-
setzung zur Seite - vom Projektvorschlag bis zur schliissel-
fertigen Anlage. Auch der Aufbau eines Netzwerks und die
Offentlichkeitsarbeit werden unterstiitzt. Bislang konnten
78 Projekte mit neun verschiedenen Technologien in 58 Lin-
dern umgesetzt werden.

ek 11 W iraimg vom Mafurrarpropbtes

Paneldiskussion mit erfahrenen Unternehmen, moderiert von Juliane Hinsch, Leiterin der Geschéftsstelle der Exportinitiative Energie.


https://www.german-energy-solutions.de/GES/Navigation/DE/Ihr-Export/Leuchtturmprojekte/dena-RES/dena-res.html
https://www.german-energy-solutions.de/GES/Navigation/DE/Ihr-Export/Leuchtturmprojekte/dena-RES/dena-res.html
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Besonderen Herausforderungen sind deutsche Unterneh-
men in Entwicklungs- und Schwellenlindern ausgesetzt.
Das Projektentwicklungsprogramm (PEP) der Exportinitia-
tive Energie begleitet Unternehmen mit speziell darauf zu-
geschnittenen Angeboten. Hierzu zéhlt die Identifizierung,
Selektierung und Vorentwicklung von Projektopportunité-
ten. Der Fokus liegt dabei auf Eigenstromversorgung von
industriellen und kommerziellen Kunden. Die Projekte
sind 6konomisch in sich tragfihig, da sie die Gesamtener-
gieversorgung fiir den Kunden gilinstiger als bisher gestal-
ten. Der Vorteil fiir deutsche Anbieter: Das PEP-Team berei-
tet Projekte so weit vor, dass fiir jede Projektopportunitit
eine belastbare Datenbasis zu Rahmenbedingungen sowie
eine technische und 6konomische Analyse vorliegen. Zudem
wird die Kontaktanbahnung zu den potenziellen Geschafts-
partnern unterstiitzt und die Umsetzung begleitet. Durch-
gefiihrt wird das PEP von der Gesellschaft fiir Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) in aktuell 15 Landern in Stidost-
asien, Stidasien, Subsahara-Afrika und im Nahen Osten.

Auch nach der Planungs- und Umsetzungsphase gibt es
Moglichkeiten, die Sichtbarkeit eines Referenzprojekts im
Ausland zu erh6hen. Im Rahmen der Leistungsschau der
Exportinitiative Energie werden bereits erfolgreich realisierte
Referenzprojekte von der jeweiligen Auslandshandelskam-
mer (AHK) vorgestellt. Der Fokus liegt auf energieeffizienten
Technologien ,made in Germany*“ Die eintdgigen Veran-
staltungen bieten deutschen Unternehmen eine 6ffentlich-
keitswirksame Plattform, um sich vor Multiplikatoren,

Medien und Marktakteuren zu prisentieren und diese von
den Vorteilen deutscher Technologie- und Systemlésungen
zu Uberzeugen.

Neben den durch die Exportinitiative Energie angebotenen
Unterstiitzungsmoglichkeiten kénnen deutsche Unterneh-
men auch auf weitere Férderprogramme des Bundes zu-
greifen. Das develoPPP.de-Programm des Bundesministeri-
ums fiir Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) hat in den vergangenen 19 Jahren mehr als 2.000
Entwicklungsprojekte in 100 Lindern mit einem Finanzvo-
lumen von 1,1 Milliarde Euro weltweit geférdert. Davon
entfallen allein 78 Millionen Euro auf Projekte im Energie-
sektor.

Auch das Bundesumweltministerium (BMU) bietet durch
die Klimapartnerschaften mit der Wirtschaft Unterstit-
zungsmoglichkeiten, um durch Kofinanzierung und Pro-
jektbegleitung Referenzprojekte fiir deutsche Unterneh-
men zu ermoglichen. Neben der Férderung stehen dabei
der Technologie- und Know-how-Transfer sowie der Auf-
bau einer klimaschonenden Wirtschaft im Fokus.

Um sich einen Uberblick iiber die gesamte Férderlandschaft
des Bundes, der Linder und der Européischen Union zu ver-
schaffen, hilft ein Blick in die Férderdatenbank des Bundes.

Abbildung 1: Projektidentifikation im Projektentwicklungsprogramm

Projektentwicklung

GO R

Quelle: GIZ.

Sektorenanalyse

Ansprache von Projektbeteiligten
Datensammlung

Technische und wirtschaftliche Beurteilung

Weitergabe der Projektopportunititen


https://www.german-energy-solutions.de/GES/Redaktion/DE/Meldungen/Aktuelle-Meldungen/2018/20181122_pep-projektopportunitaeten.html
https://www.german-energy-solutions.de/GES/Redaktion/DE/Meldungen/Aktuelle-Meldungen/2018/20181122_pep-projektopportunitaeten.html
https://www.deginvest.de/Internationale-Finanzierung/DEG/Unsere-Lösungen/Klimapartnerschaften/
http://www.foerderdatenbank.de
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Eine hohe Sichtbarkeit des Referenzprojektes durch werbe- und 6ffentlichkeitswirksame Mafinahmen ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor fiir die
nachhaltige Positionierung im Auslandmarkt.

Mit Partnern Referenzprojekte gemeinsam
umsetzen

Das Interesse deutscher Unternehmen der Energiebranche
an der Umsetzung von Referenzprojekten ist hoch, gerade
weil sie eine grofe Signalwirkung haben und deshalb ein
wichtiges Instrument der Auslandsmarkterschlieffung dar-
stellen. ,Nutzen Sie die Moglichkeiten - auch mit Unter-
stiitzung der Exportinitiative Energie -, durch Referenzpro-
jekte Ihre Sichtbarkeit im Ausland zu erhéhen und den
Beweis zu fiihren, dass deutsche Hightech-Produkte und
Know-how auch im Ausland funktionieren®, so Christina
Wittek, zustdndige Referatsleiterin im Bundesministerium
fr Wirtschaft und Energie.

Hilfreich kann dabei auch die Zusammenarbeit mit ande-
ren deutschen Unternehmern sein. Das Thema Konsortial-
bildung greift daher die niachste BMWi-Fachveranstaltung

am 28. Februar 2019 in Berlin auf. Im direkten Anschluss
ladt das Bundeswirtschaftsministerium zum TREFF-Punkt
Exportinitiative Energie ein, einer halbjihrlich stattfinden-
den Netzwerkveranstaltung.

Die Veranstaltungsdokumentation zu der
BMWi-Fachveranstaltung sowie weitere Informatio-
nen zum Thema Exportunterstiitzung im Bereich
klimafreundliche Energiel6sungen finden Sie auf der
Webseite des BMWi.

Kontakt: Dr. Falko Brede
Referat: Grundsatz- und strategische Fragen der
Auflenwirtschaftsférderung im Energiebereich


https://www.german-energy-solutions.de/GES/Redaktion/DE/Veranstaltungen/Intern/2019/Sonstige/fv-treffpunkt-konsortialbildung.html
https://www.german-energy-solutions.de/GES/Redaktion/DE/Publikationen/Praesentationen/2018/181105-fachveranstaltung-referenzprojekte-gesamt.html
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Aussenwirtschaft/exportinitiative-energie.html
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